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Vorwort 
Bundesministerium für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen

und Genehmigungsprozesse agiler denken. Es braucht den 
Mut zu Experimenten – sowohl bei der Realisierung mo-
derner Quartiere als auch bei der resilienten Weiterentwick-
lung unserer gewachsenen Nachbarscha�en. Das Fundament 
bleibt eine qualitätsvolle, gemeinwohlorientierte Stadtent-
wicklung, die die Menschen ins Zentrum stellt. Die Neue 
Leipzig-Charta und die Nationale Stadtentwicklungspolitik 
bieten uns hierfür einen verlässlichen, wertebasierten Kom-
pass.

Die vorliegende Broschüre ist aus genau diesem kooperati-
ven Geist heraus entstanden. Sie dokumentiert inspirierende 
Best-Practice-Beispiele und zeigt, wie viel Gestaltungsspiel-
raum wir gewinnen, wenn Kommunen, Planende und die 
Bürgerscha� partnerscha�lich kooperieren.

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre, wertvolle Im-
pulse und viel Freude beim Entdecken neuer Perspektiven 
für unsere gebaute Umwelt!

�Anne Keßler, Referatsleiterin (BMWSB)

Liebe Leserinnen und Leser,

‚Von der Planungspraxis für die Planungspraxis‘ – unter die-
sem Motto sind die Publikationen des Instituts für Städtebau 
und Wohnungswesen (ISW) der Deutschen Akademie für 
Städtebau und Landesplanung (DASL) bekannt. An konkre-
ten Beispielen aus allen Bundesländern zeigen sie, wie die 
Herausforderungen der Stadtentwicklung durch den kompe-
tenten Einsatz des bestehenden Planungsinstrumentariums, 
aber auch durch Formen innovativer Vorgehensweisen be-
wältigt werden können. Das gilt auch für die aktuelle Aus-
gabe, die eine der dringlichsten Fragestellungen in Politik 
und Planung behandelt: Wie kann der anhaltende Bedarf 
an Wohnraum in den Städten und Gemeinden langfristig 
bewältigt werden?

In der ö�entlichen Debatte dominieren o� quantitative Da-
ten wie Angebots- und Nachfragekurven. Doch hinter der 
mathematischen Kennzahl „Wohnraum“ stehen reale Le-
bensentwürfe und Biogra�en. Um diesen gerecht zu werden, 
müssen wir planerisch mutiger werden. Wir brauchen archi-
tektonischen Freiraum für innovative, gemeinscha�liche 
Wohnformen, im Neubau wie im Bestand. Ebenso gilt es, 
den Wohnungsbau konsequent klimaschonend und kreis-
lau�ähig zu gestalten und administrative Hemmnisse spür-
bar zu reduzieren.

Diese Herkulesaufgabe gelingt uns nur im Dialog. Wir müs-
sen strategische Leitlinien, rechtliche Rahmenbedingungen 
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�Beigeordnete Hilmar von Lojewski (DST) 

und Bernd Düsterdiek (DStGB)

Wohnen gehört zu den drängendsten Herausforderungen 
unserer Zeit. In vielen Städten und Gemeinden übersteigt 
die Nachfrage nach Wohnraum weiterhin das Angebot. Stei-
gende Baukosten, begrenzte Flächenverfügbarkeiten und 
eine Vielzahl an Normen erschweren die Scha�ung neuer 
Wohnungen. Gleichzeitig verändern sich die Anforderungen 
an das Wohnen: Klimaschutz, demogra�scher Wandel, neue 
Lebensformen und der Wunsch nach lebenswerten Quar-
tieren verlangen nach Antworten, die weit über die reine 
Bereitstellung von Wohnraum hinausgehen.

Die Wohnungsfrage ist damit zu einer zentralen Zukun�s-
aufgabe der Stadtentwicklung geworden. Gefragt sind nicht 
nur mehr Wohnungen, sondern vor allem nachhaltige, be-
zahlbare und qualitätsvolle Lösungen. Den Kommunen 
kommt hierbei eine Schlüsselrolle zu: Sie scha�en die pla-
nerischen Voraussetzungen für den Wohnungsbau, steuern 
die Entwicklung von Flächen und Quartieren, koordinieren 
unterschiedliche Interessen und setzen wichtige Impulse 
für eine ausgewogene soziale und räumliche Entwicklung. 
Dabei zeigt sich immer deutlicher: Erfolgreiche Wohnraum-
entwicklung entsteht dort, wo strategische Bodenpolitik, 
innovative Planungsprozesse und eine langfristige Quar-
tiersentwicklung zusammengedacht werden. Voraussetzung 
dafür sind handlungsfähige Kommunen, die über die erfor-
derlichen Instrumente und Ressourcen verfügen, um diese 
Prozesse wirksam zu steuern.

Die vorliegende Publikation illustriert anhand zahlreicher 
Beispiele aus Städten und Gemeinden in ganz Deutschland, 
wie unterschiedlich die Wege sein können, um neuen Wohn-
raum zu scha�en und bestehende Quartiere weiterzuent-
wickeln. Sie stellt aktuelle boden- und wohnungspolitische 
Strategien vor, beleuchtet innovative Anwendungen bewähr-
ter Planungsinstrumente und zeigt, wie Prozesse gestaltet 
werden können, um Projekte erfolgreich umzusetzen. 

Durch die Bandbreite der vorgestellten Projekte wird sicht-
bar, dass es keine Patentlösung für die Wohnungsfrage gibt. 
Vielmehr sind es die unterschiedlichen örtlichen Vorausset-
zungen, die maßgeschneiderte Strategien erfordern und auch 
ermöglichen. Gemeinsam ist den Beispielen jedoch der Wille, 
neue Wege zu gehen, Kooperationen zu stärken und die vor-
handenen Handlungsspielräume konsequent zu nutzen. Sie 
zeigen, dass Kommunen trotz schwieriger Rahmenbedingun-
gen wichtige Impulsgeber für die Scha�ung von Wohnraum 
und die Entwicklung lebenswerter Quartiere sind.

Die Publikation lädt dazu ein, voneinander zu lernen und 
erfolgreiche Ansätze weiterzudenken. Sie richtet sich an kom-
munale Entscheidungsträger:innen, Planer:innen, Wissen-
scha� und Praxis gleichermaßen. Denn die Herausforderun-
gen auf den Wohnungsmärkten lassen sich nur gemeinsam 
bewältigen. Vielerorts bestehen bereits gute Lösungen, die 
Impulse für die Stadt- und Wohnraumentwicklung von 
morgen sein können, diese werden durch die vorliegende 
Publikation einer erweiterten Fachö�entlichkeit zugäng-
lich gemacht. 

Vorwort 
Deutscher Städtetag und Deutscher 
Städte- und Gemeindebund
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�Laureen Nievel, Julian Wékel

Unter allen aktuellen �emen der Stadtentwicklung ist die 
Wohnungsfrage (einmal mehr) zu einer der drängendsten 
Herausforderungen stadtgesellscha�licher Praxis geworden. 
Weit über die Erörterung in Fachkreisen hinaus wird die Lage 
auf dem deutschen Wohnungsmarkt kontrovers diskutiert. 
Dabei prallen in der teilweise polarisierten ö�entlichen De-
batte unterschiedliche Ideen von Gründen für die gegenwär-
tige Schie�age, die Wirkungsweisen staatlicher Regulation 
und möglichen Lösungen aufeinander.

Scheinbar fast naturgesetzlich steigende Bodenpreise und 
Mieten, auslaufende Belegungsbindungen bei gleichzeitig 
stagnierendem Neubau in diesem Segment (aber auch im 
privaten Wohnungsbau), sogenannte Lock-In-E�ekte, Über- 
und Unterbelegungen, Segregation und Gentri�zierung sind 
weiterhin auf dem deutschen Wohnungsmarkt zu beobach-
ten. Die Auswirkungen dieser Beobachtungen zeigen sich auf 
kommunaler Ebene der Städte und Gemeinden. Mit wenigen 
Ausnahmen lässt sich in fast allen deutschen Großstädten 
und kleineren Großstädten – mit denen sich die vorliegende 
Publikation im Schwerpunkt befasst – ein Mangel an bezahl-
barem Wohnraum identi�zieren. 

Die bundespolitische Lösung scheint auf der Hand zu liegen, 
wie das Gesetz zur Beschleunigung des Wohnungsbaus und 
der Wohnraumsicherung – umgangssprachlich als „Bau-
turbo“ bezeichnet – eindrücklich zeigt. Der Neubau steht 
einmal mehr im Fokus. Wobei an dieser Stelle zu betonen 
ist, dass es sich vielmehr um einen „Genehmigungs-Turbo“ 
handelt, zielt er doch auf eben jenes Verfahren innerhalb der 
kommunalen Verwaltungen ab. Wenn gleichzeitig der Bau-
überhang, also die Zahl der genehmigten, aber noch nicht 
fertiggestellten Wohnungen, bei derzeit circa 760.000 Ein-
heiten liegt und 2025 ein neuer Tiefstand bei der Zahl der 
realisierten Wohnungen (-18 %) (DESTATIS 2026) erreicht 
wurde, bleibt einerseits die Frage o�en, wer die genehmigten 
Wohnungen unter den gegenwärtigen Rahmenbedingungen 

am Ende eigentlich bauen soll? Und andererseits, wie sicher-
gestellt werden soll, dass dabei eben jene benötigten bezahl-
baren Wohnungen realisiert werden?

Initiativen für weitreichendere Reformen, die beispielsweise 
das �ema des fehlenden kommunalen Baulands, die befris-
teten Belegungsbindungen im sozialen Wohnungsbau oder 
des spekulativen Leerstands adressieren, sind derzeit leider 
kaum zu beobachten. 

Um neben den wichtigen ö�entlichen Diskussionen und 
politischen Debatten, die sich mit den angesprochenen all-
gemeinen Herausforderungen befassen, einen konkreten 
Einblick in die gegenwärtige kommunale Wohnungsbau-
praxis zu geben, haben wir – gemeinsam mit dem Deutschen 
Städtetag – diese Beispielsammlung zu kommunalen Strate-
gien, innovativen Projekten und Verfahren im Kontext des 
Wohnungsbaus und Wohnungswesens erstellt. 

Ziel dieser Publikation ist es, die kommunale Arbeit im 
�emenfeld Wohnen für eine breitere (Fach-)Ö�entlich-
keit zugänglich zu machen. Außerdem sollen Planer:innen 
Einblicke in das Verwaltungshandeln in anderen Städten 
gegeben werden und somit auch ein Beitrag zur Förderung 
des kollegialen und fachlichen Austauschs über alternative 
Lösungsansätze geleistet werden. 

Die Publikation ist als eine aktuelle Statusbestimmung zu 
verstehen und ermöglicht Auskün�e darüber, wie unter den 
geltenden Rahmenbedingungen Wohnraum vor Ort geschaf-
fen bzw. weiterentwickelt werden kann und welche Wege 
Kommunen in Deutschland dafür eingeschlagen haben – auf 
konzeptioneller, prozessualer, bodenpolitischer und natür-
lich auch städtebaulicher Ebene. Einmal mehr grei� das In-
stitut für Städtebau und Wohnungswesen (ISW) damit ein 
überaus drängendes �ema der aktuellen Stadtentwicklung 
auf.

Editorial
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Die Gliederung orientiert sich dabei an den inhaltlichen 
Schwerpunkten und Besonderheiten der jeweiligen Beiträge 
und ist, wie nachfolgend dargestellt, nicht trennscharf zu ver-
stehen. Die vorliegende Strukturierung soll dabei helfen, die 
Publikation interessengeleitet nutzen zu können.

In Kapitel A werden (neue) boden- und wohnungspolitische 
Strategien und Maßnahmen gesammelt, die zum einen ver-
änderte kommunale Haltungen hinsichtlich der Verwertung 
des Bodens sichtbar werden lassen. Zudem zeigen administ-
rative Maßnahmen wie die Einrichtung einer Wohnbauko-
ordination, dass auch die Wohnverhältnisse adressierende 
Überlegungen zunehmend an Bedeutung gewinnen. 

Beiträge, deren Schwerpunkte auf einer e�zienten und wir-
kungsvollen Prozessgestaltungen bzw. einem geschickten 
Einsatz von Planungsinstrumenten liegen, werden in Kapi-
tel B zusammengefasst. Dabei zeigt sich, dass das Planungs-
recht, bei entsprechender politischer Unterstützung, bereits 
viele Handlungsmöglichkeiten zulässt, die eine gelungene 
Projektumsetzung gewährleisten. Sichtbar wird in diesem 
Zusammenhang, dass der Erfolg von Wohnungsbauvorhaben 
eben in hohem Maß von einem gut strukturieren Planungs-
prozess mit sinnvoll festgelegten Zuständigkeiten sowie de-
ren systematischer Integration abhängig ist. 

Kapitel C vereint solche Beiträge, die den Fokus auf Sanie-
rungs- und Revitalisierungsmaßnahmen legen – sowohl im 
Wohnungsbestand selbst als auch auf den wohnraumbeglei-
tenden Frei�ächen. 

Neue Stadtquartiere und Stadtteile werden in Kapitel D ver-
sammelt und geben einen Eindruck über neue Schwerpunkte 
und Qualitäten im Wohnungsbau, wie beispielsweise die 
Fokussierung auf eine von Anfang an intendierte Nutzungs-
mischung oder neue, auf gemeinscha�liche Nutzungen ori-
entierte Freiraumgestaltungen. 

Schließlich grei� das Kapitel E mit Beiträgen zu alternativen 
Wohnungsbauakteuren und Wohnformen sowie nachhalti-
gen Bauweisen eben jene neuen Entwicklungen auf, die erst 
seit einiger Zeit und aufgrund bekannter Fehlentwicklungen 
(funktionslose Nachbarscha�en, steigender Wohn�ächen-
verbrauch, steigende Baukosten etc.) eine erhöhte Aufmerk-
samkeit erfahren. 

Zentral und prägend auch für diese Publikation ist der An-
spruch, Perspektiven der aktuellen Planungspraxis zu Gehör 
zu bringen. Deshalb sind alle Beiträge, wie sie uns aus den 
sich beteiligenden Städten erreichten, ohne interpretierende 
Kommentare übernommen worden. 

Die vorliegende Publikation ist erneut aufgrund mittlerweile 
langjährig praktizierter Kooperation und Zusammenarbeit 
entstanden. Ein besonderer Dank gilt dem Bundesministeri-
um für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) 
mit dem Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung (BBSR) für die erneute Förderung einer über die 
digitale Fassung hinausgehenden Druckau�age. 

Dank gilt außerdem dem Deutschen Städtetag (DST) für die 
gemeinsame Suche nach den mitwirkenden Städten sowie der 
Wiechers Sti�ung Städte für Menschen für die erneute Unter-
stützung des diese Publikation begleitenden Symposiums. 

Schließlich ist in besonderer Weise allen Autor:innen und 
Mitwirkenden der Beiträge zu danken, die sich trotz verbrei-
tet hohem Arbeitspensum wesentlich aus eigener Initiative 
Zeit für die Erstellung der Texte genommen haben!

Quelle

DESTATIS 2026: Pressemitteilung Nr. 174 vom 22. Mai 2026. 

Zugriff: https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemit-

teilungen/2026/05/PD26_174_31121.html [abgerufen am 

08.07.2026].
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�Julian Wékel

Diverse �emen und Fragen der praktischen Ein�ussnah-
me auf Nachhaltigkeit in der Stadtentwicklung werden seit 
einigen Jahren verstärkt ö�entlich in der Stadtgesellscha� 
diskutiert. Es hat hierbei fast den Anschein, als sollten damit 
neue Positionen planerischen Aufgaben- und Rollenver-
ständnisses artikuliert werden, um soziale und kulturelle 
Ansprüche gegenüber eingeübten technischen und ökolo-
gischen Dimensionen vorrangiger zu etablieren. 

Die Ausgangspunkte dieser, in wesentlichen Teilen neuen, 
Auseinandersetzung sind unterschiedlich und fußen einer-
seits in der konkreter werdenden Betro�enheit, unter ande-
rem von den Auswirkungen der Klimaveränderungen. Sie 
resultieren aber ebenso aus strukturellen Problemstellungen, 
beispielsweise der Perspektiven städtischen Wohnungsbaus 
oder einer sozialkulturelle Prozesse fördernden Gestaltung 
städtischer Frei�ächen oder ebenso etwa der urbanen Vortei-
le intensivierter kleinräumiger Mischung unterschiedlicher 
Nutzungsarten. 

Schließlich werden auch neue Sichten auf die Potenziale der 
bestandsorientierten Weiterentwicklung bestehender Quar-
tiere zu Kernthemen praxisrelevanter Auseinandersetzung.

Es ist erfreulich, dass diese stadtgesellscha�lichen Diskussio-
nen und praktischen Initiativen vielerorts von der örtlichen 
Kommunalpolitik zunehmend unterstützt und zur Klärung 
kontroverser Zielvorstellungen über Planungskonzepte und 
Entwicklungsvorhaben, etwa der Konversion, genutzt wer-
den. 

Die vorliegende Dokumentation von Beispielen exemplari-
scher und aus praktisch involvierter Autor:innensicht gelun-
gener Praxis zu diesem thematischen Umgri� ist der inhalt-
liche Zusammenhalt der hier gesammelt angebotenen Texte. 

Die praktische Akzeptanz des Leitkonzepts der integrierten 
Planung führt dazu, dass kaum ein für das Fallbeispiel an-
gesprochenes �ema für sich alleinsteht. Immer wurden 
in sinnvoller Weise der zu berücksichtigende Rahmen des 
jeweiligen Vorhabens und verwandte Aufgabenstellungen 
mitbehandelt. 

Das machte zumindest in der gewählten kapitelweisen Glie-
derung eine Einordnung schwierig und bis zu einem ge-
wissen Grad beliebig. Insoweit dienen die vorgenommenen 
Zuordnungen nur einer überschlägigen Orientierung und 
sind durch die eigene Querschau zu ergänzen. 

Allgemein wird auf verschiedenen Feldern der Stadtent-
wicklungspraxis zunehmend den Anforderungen transito-
risch nachhaltiger Planung Rechnung getragen. Über das 
eher strategische Eingehen auf längerfristige Wirkungen und 
Handlungsbedarfe – wesentlich auf Minderung und Vermei-
dung der absehbar werdenden Konsequenzen zukün�igen 
Klimawandels gerichtet – erfolgt eine hochrangig integrierte 
Auseinandersetzung mit dem Umgang mit bereits akuten 
Klimawandelfolgen.

Städtebauliche Entwicklungsvorhaben werden aktuell nicht 
mehr als Projekte mit festgelegtem Anfang und ebenso ter-
minlich vorgesehenem Abschluss verstanden, sondern weit 
angemessener als eine weitere Stufe in einer Reihe von Ent-
wicklungen und als einen Ausgangspunkt oder Kontinuum 
weiterer betreuender Planung. 

Keinesfalls sollte beispielsweise schon der Abschluss von 
projektrelevanten Hochbaumaßnahmen und deren Erschlie-
ßung weiterhin als Schlusspunkt planerischer Aktivitäten 
missverstanden werden. 

Gerade integrative Prozesse innerhalb eines neu gestalteten 
Quartiers setzen erst in Folgejahren nach dessen Fertigstel-
lung ein und benötigen über einen längeren Zeitraum ent-
sprechende Unterstützung.

Erkenntnisse
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Der räumlichen Planung wird zwar im Rahmen der not-
wendig interdisziplinär konstituierten Teamarbeit durchaus 
verstärkt eine moderierend prozessleitende Funktion im in-
tegrierten Entwicklungsprozess zugestanden. 

Es ist aber darau�in deren besondere Verantwortung, da-
für zu sorgen, dass die für den Planungsprozess mit eigenen 
Perspektiven, Zielen, Interessen und P�ichten selbstständig 
Mitwirkenden von Anbeginn und ebenso über das bisher o� 
verfrüht, vor allem baulich de�nierte Projektende hinaus, 
einbezogen sind.

Die hieraus resultierende aktive Integration betri� Vertre-
tungen der lokalen und übergeordneten Politik und deren 
Verwaltungsspiegelung ebenso wie zivilgesellscha�liche Ins-
titutionen und Initiativen, schließlich Vertretungen diverser 
aus der Fachwelt auf Betro�enheit geprü�er Disziplinen.

Eine Reihe grundsätzlicher, o� restriktiver Bedingungen 
berührt den Handlungsrahmen räumlicher Planung und 
Entwicklung existenziell. So setzt das Streben nach ausrei-
chender Flächenverfügbarkeit für die prioritären Aufgaben 
nachhaltiger Stadtentwicklung an geeigneten Standorten in 
der Regel eine konsequente städtische Bodenpolitik voraus, 
die politisch umstritten und planungsrechtlich aufwändig 
zu gründen ist.

Es stimmt zuversichtlich, dass sich viele Kommunen vor 
diesem Hintergrund generellen Haltungen – etwa zum sys-
tematischen Erwerb privaten Grundbesitzes und ebenso zur 
Einführung von Verpachtung und Erbbaurechten anstelle 
bisherigen Weiterverkaufs städtischen Bodens – mit ver-
bindlichen Beschlüssen verschrieben haben.

Ebenso hat sich die regelha�e De�nition planungsrelevan-
ter Nutzungen infolge umfassender Weiterentwicklung des 
Verständnisses allgemeiner gesellscha�licher Entwicklung 
und absehbar neuer Anforderungen an die stadträumlichen 
Strukturen weit wesentlicher als vordem verändert.

Allgemein ist ein Trend festzustellen, in dem diese veränder-
ten, städtebaulich urban wirksamen Bedingungen als Ziele 
entsprechender innovativer Planung beispielsweise beim 
Wohnungsbau, beim Gewerbe, aber auch bezogen auf das 
weite Nutzungsspektrum ö�entlicher Infrastrukturen auf-
gegri�en werden.

Generell tritt sowohl bei baulichen Nutzungen als auch be-
zogen auf die Entwicklung und Gestaltung städtischer Frei-
räume eine neue Orientierung auf gemeinscha�liche und 
integrativ wirksame Aspekte hervor. Diese werden im ö�ent-
lichen wie im privaten Bereich als neue, Konzepte leitende 
Schwerpunkte wahrgenommen. 

Es handelt sich um planungspraktische Konkretisierungen 
der in Fachdiskussionen im Zusammenhang mit dem Pos-
tulat transitorisch und nachhaltig wirkender Entwicklungs-
ziele geforderten inhaltlichen Anpassungen städtebaulicher 
Planung.

Im privaten Lebensbereich spiegelt sich diese neue Form des 
Umgangs mit der Aufweitung bisheriger, eher familiär spezi-
�sch begründeter Wohnorganisation in innovativen Grund-
rissstrukturen, innerhalb derer schon auf Gebäudeebene 
zusätzlich zum traditionellen privaten Wohnen nun Räume 
für gemeinscha�lich organisiertes Leben angeboten werden.

Auch Freiraum�ächen, egal ob bisher eher dem Verkehr die-
nend oder aus unterschiedlichen Gründen zwar bereits im 
vor�ndlichen Zustand als ökologisch oder stadtgestalterisch 
wertvoll einzustufen, sollen ebenfalls vermehrt und verstärkt 
gemeinscha�licher ö�entlicher Nutzung geö�net werden. 
Entsprechende Planungen und Konzepte sind sowohl in Neu-
bauquartieren als auch im Bestand bereits vielerorts in der 
Umsetzung. Neuerdings werden zusätzlich wasserwirtscha�-
liche Fragen als eine überaus bedeutende Ressource für nach-
haltig transitorische Lösungen in einem weiten Spektrum an 
�emen- und Aufgabenfeldern in ähnlicher Weise als neue 
Planungsschwerpunkte aufgegri�en.
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A	� Aktuelle boden- und  
wohnungspolitische Strategien

01	 FRANKFURT AM MAIN 
↗

 S. 12

	 Von der Idee zur Anwendung: Gemeinwohl für Förder- und Vergabeentscheidungen  
	 operationalisieren

02	 DÜSSELDORF 
↗

 S. 16

	 Düsseldorfer Baulandmodell mit Quotierungsregelung – preisgünstigen Wohnraum planen  
	 und realisieren

03	 BOCHUM 
↗

 S. 22

	 Moderner Wohnraum in Neubau und Bestand durch das Handlungskonzept Wohnen Bochum

04	 HILDESHEIM 
↗

 S. 26

	 Fünf Jahre Wohnungsmarktkoordination – ein aktives Modell kommunaler Wohnungspolitik

05	 SCHWERIN 
↗

 S. 32

	 Nachhaltige Wohnbauflächenentwicklung unter komplexen Bedingungen

Im nachfolgenden Kapitel A werden (neue) boden- und 
wohnungspolitische Strategien und Maßnahmen ge-
sammelt, die veränderte kommunale Haltungen hin-
sichtlich der Verwertung des Bodens sichtbar werden 
lassen. Der Boden und die (kommunale) Möglichkeit, 
darüber zu verfügen, sind die wesentlichen Stellschrau-
ben für eine aktiv steuernde Wohnungspolitik. Die Dar-
stellungen zeigen dabei auch, dass gemeinwohlorien-
tierte Ansätze zunehmend unter Druck geraten und 
ebenfalls an neue Entwicklungen angepasst werden 
(müssen) – häufig zum Nachteil der ursprünglichen 
Ziele. 

Insgesamt verdeutlichen die dargestellten Programme 
aber vor allem, dass Leitlinien, Konzepte und Strategien 
wichtige Anker für die weiteren Planungen bieten; sie 
liefern Transparenz und Verlässlichkeit für alle betei-
ligten Akteure. 

Darüber hinaus zeigt sich immer mehr, dass auch die in-
dividuellen Wohnverhältnisse und Instrumente zur Ge-
staltung dieser diskutiert und etabliert werden müssen, 
um beispielsweise auf die angesprochenen Lock-In- 
Effekte steuernd reagieren zu können. 
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01
Von der Idee zur Anwendung: 
Gemeinwohl für Förder- und 
Vergabeentscheidungen  
operationalisieren

abgesichert und Fehlentwicklungen bei einer strukturell an-
gespannten Wohnraumversorgung kompensiert. So werden 
in Frankfurt am Main etwa 13,5 Mio. Euro anerkannte Unter-
kun�skosten monatlich gezahlt, wie die monatliche Statistik 
zur Wohn- und Kostensituation der Bundesagentur für Arbeit 
zeigt (Bundesagentur für Arbeit 2026).

Kommunen verfügen über vielfältige Instrumente, um die 
Wohnraumversorgung zu verbessern und den Wohnungs-
markt zu stabilisieren. Zur Bewertung dieser Instrumente 
sollte jedoch zunächst nachvollzogen werden, weshalb Mieten 
überhaupt erhöht werden. 

WOHNRAUMBEWIRTSCHAFTUNG  
IM FOKUS
Zunächst kann davon ausgegangen werden, dass 

Mieten erhöht werden, weil Kosten steigen, die beim Bau, 
der Sanierung und im Betrieb von Wohnraum anfallen.  

Valentin Fuchs

„Mieten steigen nicht, sie werden erhöht“ – diese Perspektive 
auf den angespannten Wohnungsmarkt wird in Frankfurt 
am Main vermehrt diskutiert. Für viele Menschen haben die 
Entwicklungen des Wohnungsmarktes existenzielle Folgen. 
Die Belastung durch die Brutto-Kaltmiete ist kontinuierlich 
gestiegen und lag mit durchschnittlich 30,7 % in Frankfurt am 
Main zuletzt erstmals über der Schwelle von 30 % (Statistische 
Ämter des Bundesamts und der Länder 2022). Haushalte mit 
einem monatlichen Nettoeinkommen bis 1.500 Euro bzw. 
zwischen 1.500 und 2.000 Euro ist die Wohnkosten-Belastung 
mit 54,6 % bzw. 33,7 % überdurchschnittlich hoch.

Gleichzeitig werden durch Programme der Wohnungsbau-
förderung, die Übernahme der Kosten der Unterkun� nach 
dem Sozialgesetzbuch oder Wohngeld Wohnverhältnisse  

FRANKFURT AM MAIN
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dass ein gemeinwohlorientierter Wohnungssektor tragfähig 
ist: In Frankfurt errichten und bewirtscha�en Genossenschaf-
ten seit über 120 Jahren Wohnraum und stellen fast 13.000 
Wohnungen (Statistisches Bundesamt 2022). Ergänzt wird 
dies durch eine wachsende Zahl gemeinscha�licher Wohn-
projekte, die Immobilien partizipativ entwickeln und bewirt-
scha�en. Dafür werden eigentumsähnliche Rechtsformen 
genutzt, die überindividuelles Eigentum begründen und die 
strategische Bewirtscha�ung des gescha�enen Wohnraums 
dauerha� sichern. Darin zeigt sich, dass Wirtscha�lichkeit 
und Ertragserzielung nicht dasselbe sind: Unternehmen kön-
nen langfristig wirtscha�lich tragfähig sein, ohne Rendite-
spannen zu maximieren und Gewinne abzuschöpfen.

Dass sich unterschiedliche Strategien der Bewirtscha�ung 
in den Miethöhen niederschlagen, lässt sich auch empirisch 
belegen. Die Erhebung zum Mikrozensus 2022 zeigt, dass 
Genossenscha�en und ö�entliche Träger durchschnittliche 
Bruttokaltmieten von 9,80 Euro/m² bzw. 10,00 Euro/m² auf-
rufen. Bei privaten Eigentümer:innen und Wohnungsunter-
nehmen liegen die durchschnittlichen Mieten hingegen bei 
12,60 Euro/m² bzw. 13,30 Euro/m². 

Wesentlich sind hierbei auch die Finanzierungskosten, die in 
Folge der Zinswende 2022 die Entwicklung von Wohnraum 
erheblich erschweren. Die Mietenentwicklung bildet in der 
Regel jedoch nicht eine reine Kostenmiete ab, die aufgrund 
steigender Kosten angehoben wird. Mit der Bewirtscha�ung 
von Wohnraum ist in der Regel auch die Erwartung verbun-
den, Erträge zu erwirtscha�en. 

Wohnimmobilien gelten als Investitionsmöglichkeit, die 
bei vergleichsweise geringen Risiken stabile und langfristig 
kalkulierbare Erträge verspricht. Diese Ertragsorientierung 
prägt den Wohnungsmarkt über unterschiedliche Akteu-
re hinweg: Aktiengesellscha�en schütten Gewinne aus der 
Wohnraumvermietung an ihre Anteilseigner:innen aus, Stif-
tungen nutzen entsprechende Einnahmen zur Finanzierung 
ihrer Zwecke, und auch private Eigentümer:innen betrachten 
Mieteinnahmen häu�g als Bestandteil ihrer individuellen 
Vermögensbildung und Altersvorsorge. 

Wohnungspolitische Ansätze nehmen deshalb nicht nur Bau- 
und Finanzierungskosten, sondern vermehrt auch die Art 
der Wohnraumbewirtscha�ung und die damit verbundenen 
Strategien in den Blick. Für Kommunen stellen sich die Fra-
gen: Wie kann eine Wohnraumversorgung gefördert werden, 
die sich durch Bedarfsorientierung und eine langfristig ge-
dämp�e Mietpreisentwicklung auszeichnet? Und: Wie kön-
nen hierfür gemeinwohlorientierte Akteure gestärkt werden? 

Mit Verweis auf die Anreizstruktur wird o�mals der Einwand 
vorgebracht, dass ohne Gewinne niemand Wohnungen bauen 
und verwalten würde. Seit langem zeigt die Praxis jedoch, 

2

	 Titel

Gemeinschaftliches Wohnprojekt „Wohnen mit Kindern“ 

der Wohngeno eG (Bildnachweis: Josse Straub)

	 2

Durchschnittliche Brutto- und Netto-Kaltmiete nach Ver-

mietenden-Typen in Frankfurt am Main nach Daten der 

Statistischen Ämter des Bundesamts und der Länder aus 

dem Mikrozensus 2022 (Bildnachweis: Amt für Wohnungs-

wesen, Stadt Frankfurt am Main)
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betrachtet die Einnahmen und Ausgaben einer einzelnen 
Immobilie. Decken die Mieteinnahmen lediglich die entste-
henden Aufwendungen, spricht dies für eine gemeinwohl-
orientierte Bewirtscha�ung, da über die reine Kostendeckung 
hinaus keine zusätzlichen Erträge realisiert werden. Bis 2001 
basierte die Preisbindung im geförderten Wohnungsbau nicht 
wie heute auf der ortsüblichen Vergleichsmiete, sondern auf 
der Kostenmiete. Die Kostenmiete ist daher in der II. Be-
rechnungsverordnung ausführlich de�niert, sodass für ihre 
Anwendung auf einen detaillierten rechtlichen Rahmen zu-
rückgegri�en werden konnte. 

Viele Wohnprojekte und junge Genossenscha�en wirtschaf-
ten im Zeitraum der Darlehenstilgung nach dem Prinzip der 
Kostenmiete. Das Kriterium erfasst jedoch auch den Fall, dass 
ein ansonsten gewinnorientiertes Unternehmen eine einzel-
ne Immobilie isoliert von seinem sonstigen Portfolio ohne 
Ertragsabsicht bewirtscha�et. Gewinnorientierte Akteure 
sind somit in Konzeptverfahren zur Vergabe von städtischen 
Liegenscha�en nicht grundsätzlich ausgeschlossen. Auch sie 
können an Konzeptverfahren teilnehmen, sofern sie für das 
spezi�sche Objekt dauerha� eine gemeinwohlorientierte Be-
wirtscha�ung verbindlich vorsehen. 

Das zweite Kriterium „Ausschluss von Gewinnausschüt-
tungen“ erfasst Bestandshalter:innen, die erwirtscha�ete 
Überschüsse nicht an Eigentümer:innen oder Gesellschaf-
ter:innen ausschütten, sondern für den Erhalt und Ausbau 
ihres gemeinwohlorientierten Bestands reinvestieren. Solche 
Überschüsse entstehen häu�g erst nach Ablauf der Darle-
henstilgung, beziehungsweise nach Abschreibung. Bei Ge-
nossenscha�en und Mietshäusersyndikat-Projekten ist ein 
solcher Ausschluss von Gewinnausschüttungen meist bereits 
in Satzungen oder Gesellscha�er:innenverträgen verankert, 
sodass der Nachweis niedrigschwellig möglich ist. Ergän-
zend ist ein Nachweis durch Vorlage von Jahresabschlüssen 
denkbar. 

Das dritte Kriterium ist erfüllt, wenn die Miethöhe mindes-
tens 20 % unter der ortsüblichen Vergleichsmiete liegt. Diese 
Grenze orientiert sich an den Grenzen, die in der Richtlinie 
des Landes Hessen zur sozialen Mietwohnraumförderung 
gefordert werden. Dieses Kriterium soll mietpreisdämpfend 
wirken, da auch nach Auslaufen der Bindung die geforderte 
Miete mindestens 20 % unter der ortsüblichen Vergleichs-
miete verbleibt. Wird die Miete in diesen Fällen nicht an das 
Marktniveau angepasst, obwohl dies rechtlich möglich wäre, 
so wird dies als gemeinwohlorientierte Bewirtscha�ung ge-
wertet. Das Kriterium scha� somit auch Anreize für eine 
dauerha� preisgedämp�e Vermietung über den Zeitraum för-
derrechtlicher Bindungen hinaus. Dies kann Verdrängungsri-
siken für Menschen verringern, die auf günstigen Wohnraum 
angewiesen sind. Anders als beim Kriterium der Kostenmiete 
ist auch hier der Prüfaufwand verhältnismäßig gering. 

INSTRUMENTE ZUR STÄRKUNG  
DES GEMEINWOHLORIENTIERTEN 
WOHNUNGSSEKTORS
Vor diesem Hintergrund setzt die Stadt Frankfurt 

am Main verschiedene Instrumente ein, um die gemeinwohl-
orientierte Scha�ung und Bewirtscha�ung von Wohnraum 
gezielt zu stärken. Mit dem Baulandbeschluss für die Frank-
furter Stadtentwicklung wurde 2020 das Ziel verankert, 15 % 
der Flächen in Entwicklungs�ächen im Konzeptverfahren an 
gemeinscha�liche und genossenscha�liche Wohnprojekte 
zu vergeben. 2026 folgte ein Beschluss, wonach der Erbbau-
zinssatz für städtische Liegenscha�en reduziert wird, sofern 
Wohnraum dort gemeinwohlorientiert bewirtscha�et wird. 

Eine zentrale Frage bei der Erarbeitung dieses Beschlusses 
war, wie sich gemeinwohlorientierte Bewirtscha�ung admi-
nistrativ bestimmen lässt. Politisch existiert häu�g ein intui-
tives Bild darüber, welche Akteure als gemeinwohlorientiert 
gelten und welche nicht. In der Praxis ist eine Bestimmung 
jedoch komplexer, denn der Kosmos der gemeinwohlorien-
tierten Träger:innen ist sehr vielfältig. Weder die Neue Wohn-
gemeinnützigkeit noch die Rechtsform von Träger:innen 
bieten passende Anknüpfpunkte. Die Neue Wohngemein-
nützigkeit ist hierfür zu eng gefasst, da sie schwerpunkt-
mäßig auf einkommensbezogene Förderungen basiert und 
rein steuerrechtlich verankert ist. Insbesondere für Genos-
senscha�en bietet die Neue Wohngemeinnützigkeit keine 
Vorteile, sie nehmen den Prüfaufwand hierzu deshalb nicht 
auf sich. Auch aus der Rechtsform lässt sich Gemeinwohl-
orientierung nicht zwingend ableiten: Genossenscha�en etwa 
werden aus steuerrechtlichen Gründen zunehmend auch von 
ertragsorientierten Akteuren entdeckt, während Mietshäu-
sersyndikat-Projekte wiederum als GmbH organisiert sind, 
ohne deshalb renditeorientiert zu wirtscha�en.

Entscheidend war daher, nicht formale Merkmale, sondern 
die tatsächliche Bewirtscha�ungsweise des Wohnraums in 
den Blick zu nehmen. 

KRITERIEN FÜR DIE  
GEMEINWOHLORIENTIERTE  
WOHNRAUMBEWIRTSCHAFTUNG 
Das von der Stadt Frankfurt am Main entwickelte 

Prüfschema umfasst drei Kriterien, anhand derer eine ge-
meinwohlorientierte Bewirtscha�ung bestimmt werden 
kann: die Kostenmiete, der Ausschluss von Gewinnausschüt-
tungen und eine Miethöhe, die mindestens 20 % unter der 
ortsüblichen Vergleichsmiete liegt. Wird eines dieser Krite-
rien erfüllt, kann für die jeweilige Liegenscha� ein reduzierter 
Erbbauzinssatz in Anspruch genommen werden. 

Das erste Kriterium der Kostenmiete ist erfüllt, wenn die 
Miete nicht höher ist als die Kosten, die für Entwicklung, 
Finanzierung und Bewirtscha�ung anfallen. Dieser Ansatz A
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3

AUSBLICK: KOMMUNALER FLÄCHEN- 
ERWERB UND BAUFÖRDERUNG
Mit der Entwicklung dieser drei Kriterien wurde 

ein di�erenzierter Rahmen gescha�en, um auf Ebene der 
Verwaltung prüfen zu können, ob eine gemeinwohlorien-
tierte Bewirtscha�ung vorliegt. Dadurch wird es möglich, 
den Zinssatz bei kommunalen Erbbaurechten gezielt zu re-
duzieren, und damit die gemeinwohlorientierte Wohnraum-
bewirtscha�ung zu fördern. Auch in Konzeptverfahren zur 
Vergabe kommunaler Flächen für Wohnnutzung können die 
Kriterien kün�ig als Teilnahmevoraussetzung herangezogen 
werden. Die Verfahren werden somit nachvollziehbarer und 
konsistenter, da die gemeinwohlorientierte Ausrichtung bis-
lang vor allem über programmatische Ansätze sowie über die 
Rechtsform bestimmt wurde. 

Die drei Kriterien zur gemeinwohlorientierten Bewirtschaf-
tung reichen für sich jedoch nicht aus, um den gemeinwohl-
orientierten Wohnungssektor zu stärken. Hierzu muss die 
Stadt kün�ig in größerem Umfang über geeignete Flächen 
selbst verfügen. Eine zentrale Herausforderung besteht daher 
weiterhin in einer aktiven Bodenpolitik, die den strategischen 
Ankauf von Flächen und den Ausbau kommunaler Boden-
vorräte ermöglicht. Erst auf dieser Basis können Instrumente 
wie die Kriterien zur gemeinwohlorientierten Bewirtschaf-
tung ihre strukturelle Wirkung entfalten. 

Hinzu kommt, dass der Wohnungsbau im Kontext der aktuell 
hohen Bau- und Finanzierungskosten stark eingeschränkt 
ist, sowohl bei gemeinwohlorientierten wie auch bei gewinn-

4

orientierten Träger:innen. Wie bereits in der Entstehungs-
phase der Genossenscha�en bedarf es deshalb ergänzender 
Förderinstrumente, die die Rahmenbedingungen zum Bau 
und Bestanderwerb verbessern. Relevant sind hierbei nicht 
unbedingt direkte Zuschüsse, sondern vielmehr zinsvergüns-
tigte Darlehen, die die Finanzierung gemeinwohlorientier-
ter Projekte erleichtern und ihre langfristige Tragfähigkeit 
sichern können.

	 3

Innenhof des gemeinschaftlichen Wohnprojekts „BeTrift in 

Niederrad“ der Wohngeno eG (Bildnachweis: Josse Straub)

	 4

Gemeinschaftliches Wohnprojekt „Wohnen mit Kindern“ 

der Wohngeno eG (Bildnachweis: Josse Straub)

Ansprechperson

Valentin Fuchs, Stabsstelle Wohnungsmarkt, Mietrecht, 

innovative Wohnprojekte, Amt für Wohnungswesen, Stadt 

Frankfurt am Main

Quellen

(1) Statistische Ämter des Bundesamts und der Länder, 

2022: Zusatzprogramm Wohnen des Mikrozensus 2022, 

Stichtag 15.05.2022. Wiesbaden.

(2) Bundesagentur für Arbeit, 2026: Wohn- und Kostensitu-
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02
Düsseldorfer Baulandmodell 
mit Quotierungsregelung – 
preisgünstigen Wohnraum 
planen und realisieren

war eine verbindliche Quotierungsregel für geförderten und 
preisgedämp�en Wohnungsbau bei neu geplanten Vorhaben. 
Diese bundesweit beachtete und erfolgreiche Regelung der 
kooperativen Stadtentwicklung wird weiterhin verfolgt und 
ist mehrfach an veränderte Rahmenbedingungen und Ge-
gebenheiten angepasst worden.

Nach einer Evaluierung ist das Konzept mit seinen Zielen und 
Aktionsfeldern 2020 vom Rat als gute Basis für das städtische 
Handeln bestätigt worden. Gleichzeitig wurde die Verwaltung 
beau�ragt, das HKW um bodenpolitische Maßnahmen zu 
ergänzen, um auch zukün�ig ein ausreichendes, nachfra-
gegerechtes und bezahlbares Wohnungsangebot im ganzen 
Stadtgebiet anbieten zu können.

Der Rat erachtete mit seinem Prüfau�rag weitere Maßnah-
men und Strategien als notwendig. Diese sollen dazu beitra-
gen, gezielt auf die Preisentwicklung des Baulands, die Ver-
fahren insgesamt wie auch die verstärkte Berücksichtigung 

Cornelia Zuschke, Alexandra Jung-Lorenz

HINTERGRUND UND RÜCKBLICK 
Die Attraktivität Düsseldorfs als Wirtscha�s- und 

Lebensstandort sowie Ausbildungs- und Arbeitsplatzstand-
ort hat in den zurückliegenden Jahren zu einem enormen 
Bevölkerungswachstum geführt. Damit gehen entsprechende 
Herausforderungen auf dem Wohnungsmarkt einher, die es 
zu bewältigen gilt. Insbesondere die hohen Miet- und Kauf-
preise erschweren es vielen Bevölkerungsgruppen zuneh-
mend, sich auf dem Wohnungsmarkt adäquat mit Wohnraum 
versorgen zu können.

Aus diesem Grund hat die Landeshauptstadt Düsseldorf be-
reits 2013 ein Handlungskonzept für den Wohnungsmarkt 
(HKW) aufgestellt, mit dem Ziel ein quantitativ wie qua-
litativ angemessenes Wohnangebot für alle Bevölkerungs-
gruppen bereitzustellen. Herzstück des Handlungskonzeptes 

DÜSSELDORF
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stränge der Stadt sind so unter einem Dach zusammengefasst 
und damit verständlich und transparent kommuniziert. 

Innerhalb der Handlungsfelder gibt es eine Schwerpunkt-
setzung dort, wo die Stadt selber den größten Ein�uss auf 
die Baulandentwicklung hat. Gleichzeitig wurden mit „Plan-
rechtscha�ung und Genehmigungswesen verbessern“ sowie 
„Klimaschutz und Klimaanpassung“ zwei Querschnittsthe-
men de�niert, die als dauerha�er Anspruch an die Prozes-
se in vielen Bausteinen gestellt werden (Landeshauptstadt 
Düsseldorf 2026: 11). Der Beschluss zum Düsseldorfer Bau-
landmodell im Sommer 2023 passte auch die verbindliche 
Quotierungsregel für preisgünstigen Wohnungsbau bei neu 
geplanten Vorhaben an aktuelle Entwicklungen an. Als wich-
tiges und erfolgreiches Instrument der Preisgestaltung wird 
sie nachfolgend näher dargestellt.

BAUSTEIN KOOPERATIVE PROJEKT- 
ENTWICKLUNG INKLUSIVE  
QUOTIERUNGSREGELUNG 
Mit dem Beschluss des HKW 2013 wurde in Düssel-

dorf erstmals eine verbindliche Regelung für den Anteil an 
geförderten und preisgedämp�en Wohneinheiten in Neubau-
gebieten im Rahmen von Bebauungsplanverfahren festgelegt. 
Diese Regelung sorgte für Transparenz und Einheitlichkeit 
im Umgang mit Investor:innen und Entwickler:innen und 
sollte gleichzeitig den stetigen Rückgang der Anzahl an be-
zahlbaren Wohnungen bremsen. In Neubaugebieten waren 
maximal 60 % der Wohneinheiten frei�nanziert vorgesehen, 
kombiniert mit 20 % preisgedämp�em und 20 % ö�entlich 
gefördertem Wohnungsbau. Der Rat beschloss 2013 eine 
Startmiete von 8,50 Euro/m² bzw. ein Kaufpreis von höchs-
tens 2.500 Euro/m² für preisgedämp�en Wohnraum, die 
Preisbindung setzte er auf 10 Jahre fest (Landeshauptstadt 
Düsseldorf 2013: 90 f.).

Der entsprechende Ratsbeschluss und der transparente Um-
gang mit der Quote haben zur allgemeinen Akzeptanz auf 
Seiten der Bauträger:innen beigetragen. Erfahrungen in der 
Praxis machten jedoch in den Folgejahren verschiedene An-
passungen der Quotierungsregelung aufgrund äußerer Ein-
�üsse erforderlich (s. Abbildung 2). So wurden zum Beispiel 
die Startmieten und Kaufpreise im preisgedämp�en Sektor 
regelmäßig angepasst und die Quotierungsregelung �exibi-
lisiert, von 40 % auf 50 % erhöht und letztendlich auch von 
der Anwendung des preisgedämp�en Wohnungsbaus abge-
sehen. Die Anpassungen erfolgten immer mit dem Fokus, die 
fortlaufende Realisierung von (preisgünstigem) Wohnraum  

von Umwelt- und Klimabelangen Ein�uss nehmen zu kön-
nen. Insbesondere liegenscha�liche und bodenpolitische An-
sätze sollten das HKW ergänzen und zu einem Düsseldorfer 
Baulandmodell weiterentwickeln, das alle Anwendungsebe-
nen und Instrumente in der Wahrnehmung, Vermittlung 
und der kooperativen Umsetzung verbindet und die Belange 
sinnvoll bündelt (Landeshauptstadt Düsseldorf 2026: 2).

UMFANGREICHE BETEILIGUNG  
IM ERARBEITUNGSPROZESS
In der vorbereitenden Auseinandersetzung mit 

Wohnungskonzepten und Baulandmodellen anderer Städte 
wurde deutlich, dass es unterschiedliche, aber keine allge-
meingültigen, erfolgsversprechenden Wege zur Bereitstel-
lung von günstigem Bauland und preiswertem Wohnraum 
gibt. Die Voraussetzungen und Rahmenbedingungen in allen 
Städten und Gemeinden sind bei einem genauen Blick sehr 
unterschiedlich. Eine ämterübergreifende Arbeitsgruppe er-
arbeitete deshalb eine für Düsseldorf passende Regelung. 
Wohnungsamt, Liegenscha�samt und Umlegungsstelle wa-
ren neben weiteren Dienststellen intensiv in den Erarbei-
tungsprozess eingebunden. In einem wohnungspolitischen 
Dialog diskutierten die Akteure des Wohnungsmarktes (z. B. 
Vertreter:innen von Genossenscha�en, Wohnungsbauun-
ternehmen, Mieter:innenschutzbund, wohnungspolitische 
Sprecher:innen der Ratsfraktionen und weitere) gemeinsam 
deren Anliegen und Erwartungen an ein Baulandmodell. 
Das Modell wurde anschließend an verschiedenen Punkten 
angepasst oder ergänzt. 

HANDLUNGSFELDER UND BAUSTEINE 
IM BAULANDMODELL
Im Ergebnis hat die Planungsverwaltung das Hand-

lungskonzept Wohnen zum Düsseldorfer Baulandmodell 
weiterentwickelt. Vier Handlungsfelder für eine gemeinwohl-
orientierte Baulandentwicklung wurden darin identi�ziert: 
→ � Kooperation stärken,
→ � Bodenpolitik aktiv mitgestalten,
→ � Qualität und Zukun�sfähigkeit im Neubau scha�en und 

sichern und
→ � Bestand bedarfs- und umweltgerecht anpassen.

Um die wohnungspolitischen Ziele zu erreichen, sind den 
Handlungsfeldern Bausteine auf Maßnahmenebene zuge-
ordnet (ebd.: 9). Die Bausteine sind als „Toolbox“ mit Ent-
wicklungsmöglichkeiten konzipiert: „Es gibt Bausteine, die 
bereits seit längerem in Düsseldorf Anwendung �nden und 
für die derzeit kein Anpassungserfordernis besteht („Laufen-
de Maßnahme“), dann Bausteine, die bereits bestehen, aber 
weiterentwickelt oder aktualisiert werden (müssen) („Weiter-
entwicklung“) und zuletzt Vorschläge für neue Bausteine, die 
bereits in Ansätzen bestehen oder derzeit in Erarbeitung sind, 
aber noch konkretisiert und ausformuliert werden müssen 
(„Neuer Vorschlag“)“ (Landeshauptstadt Düsseldorf 2023: 6). 
Wohnungsbaustrategische und bodenpolitische Handlungs-

	 Titel

Die Entwicklung und Neugestaltung der „Ulmer Höh“ be-

findet sich kurz vor dem Abschluss. (Bildnachweis: Landes-

hauptstadt Düsseldorf, Vermessungs- und Katasteramt)
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Erbbaurecht bietet Chancen, um in dem gegenwärtigen 
Marktumfeld einen Beitrag zum nachhaltigen preiswerten 
Wohnungsbau zu leisten, und zwar solche, die die Über-
tragung des Eigentums nicht abbilden kann. Mit dem Erb-
baurecht können soziale und städtebauliche Zielsetzungen 
e�ektiv und vor allem dauerha� gesichert werden. Durch 
den laufenden Erbbauzins statt einer einmaligen Kaufpreis-
zahlung entfällt der Kaufpreis bei der Finanzierung – mit der 
Konsequenz, dass gerade in der teuren Anfangsphase einer 
Immobilienentwicklung ein entscheidender Anreiz gesetzt 
werden kann. Die Landeshauptstadt Düsseldorf erlässt bereits 
heute in vielen Fällen in der Bauphase den Erbbauzins und 
ermöglicht zudem eine Reduzierung des Erbbauzinses für öf-
fentlich geförderten Wohnraum. Darüber hinaus soll kün�ig 
auch eine weitergehende Reduzierung des Erbbauzinses in 
Abhängigkeit von der Wirtscha�lichkeit eines Bauvorhabens 
möglich sein, um den Bau von Wohnungen zu bezahlbaren 
Mieten zusätzlich zu fördern.

ERFOLGREICHE BEISPIELE  
AUS DER PRAXIS
Die Quotierungsregelung als Herzstück des Düssel-

dorfer Baulandmodells hat sich bewährt und wird von Seiten 
der Politik und Verwaltung überwiegend positiv beurteilt. 
Projekte, die mit der Quote realisiert werden, leisten einen 
wichtigen Beitrag, bezahlbaren Wohnraum auf dem Düssel-
dorfer Wohnungsmarkt bereitzustellen. Trotz verschär�er 

insgesamt nicht zu gefährden. Insbesondere die zum Teil ra-
sante Preisentwicklung auf dem Grundstücksmarkt, wie auch 
im Bausektor (Herstellungs- oder Finanzierungskosten) stell-
ten private wie auch gemeinwohlorientierte Investor:innen 
im Wohnungsbau vor Herausforderungen und erforderten 
eine Reaktion seitens der Stadt. Im Sinne der Kooperativen 
Projektentwicklung wurde es notwendig, aufeinander zuzu-
gehen, um die Umsetzung der städtischen wohnungspoliti-
schen Ziele sicherzustellen.

AKTUELLE ENTWICKLUNG
Die aktuelle Quotierungsregel liegt bei 50 % geför-

dertem und 50 % frei�nanziertem Wohnungsbau im Rahmen 
der Neuaufstellung von Bebauungsplänen. In den letzten 
Jahren hat sich die Situation auf dem Wohnungsmarkt zum 
Beispiel durch die schleppende Realisierung von Wohnungen 
aufgrund von Insolvenzen sowie Bau- und Energiekosten-
steigerungen noch weiter verschär�. Die Landeshauptstadt 
hat mit der oben angegebenen Vorgabe im Jahr 2025 eine 
Rekordförderung von über 200 Mio. Euro erzielt. Perspek-
tivisch sind die Mittel der Wohnraumförderung des Landes 
Nordrhein-Westfalens jedoch nicht unbegrenzt abru
ar. 
Hinzu kommen die Änderungen im BauGB zum „Bauturbo“. 
Es ist deshalb eine Anpassung des Baulandmodells erforder-
lich, die auch für Vorhaben ohne Bebauungsplan die Reali-
sierung preisgünstigen Wohnraums transparent regelt. Auch 
gemeinwohlorientierte Bausteine wie Baugruppen, Beschäf-
tigtenwohnen oder geeignete Wohnungen für Familien sollen 
entsprechend angerechnet werden können. Ein notwendiger 
Anpassungsvorschlag wird derzeit erarbeitet.

Ein weiterer wichtiger Baustein der aktiven Liegenscha�s-
politik der Stadt ist die Bestellung von Erbbaurechten. Das 

	 2

Übersicht zur Quotierungsregelung für private Grundstücke 

und ihrer Änderungen (Bildnachweis: Landeshauptstadt 

Düsseldorf, Stadtplanungsamt, 2026)

2

A
	

A
kt

u
e

lle
 b

o
d

e
n

- 
u

n
d

 w
o

h
n

u
n

g
sp

o
lit

is
ch

e 
St

ra
te

g
ie

n

02
	

D
ü

ss
e

ld
o

rf
e

r 
B

au
la

n
d

m
o

d
e

ll 
m

it
 Q

u
o

ti
e

ru
n

g
sr

e
g

e
lu

n
g

 –
 p

re
is

g
ü

n
st

ig
e

n 
W

o
h

n
ra

u
m

 p
la

n
e

n 
u

n
d

 r
e

al
is

ie
re

n

1818



3

wirtscha�licher Rahmenbedingungen werden die politischen 
Zielsetzungen umgesetzt und geförderte Wohnungen gebaut 
und vermietet (Landeshauptstadt Düsseldorf 2026: 5).

BEISPIEL MINDENDER STRASSE 
„SCHÖFFENHÖFE“
Das Neubauprojekt „Schö�enhöfe“ auf einem ehe-

maligen Industrieareal in unmittelbarer Nähe zum neuen 
Amts- und Landgericht ist eine der ersten Entwicklungs-
�ächen, auf der die Quotierungsregel angewendet wurde. 
Das Konzept des Landeswettbewerbs musste sowohl Ge-
werbelärm wie auch Verkehrslärm von der geplanten Plan-
straße Oberbilk umfangreich berücksichtigen. Vivawest als 
Entwicklerin und Bestandshalterin führte für die einzelnen 
Bauabschnitte gemeinsam mit dem Stadtplanungsamt Qua-
litätswettbewerbe durch, sodass ein vielfältiges Viertel im 
Geschosswohnungsbau mit hoher Qualität entstand.

4

BEISPIEL ULMER HÖH SÜD
Nach Verlagerung der Justizvollzugsanstalt (JVA) 

„Ulmer Höh“ bot sich die Chance, die Flächen der JVA unter 
Einbeziehung von benachbarten Bereichen umfassend neu 
zu ordnen und zu entwickeln. Dem Bebauungsplan war ein 
Wettbewerb vorgeschaltet, aufgrund ö�entlich-rechtlicher 
Anforderungen wurde die Entwicklung in zwei Abschnitte 
unterteilt. Die Scha�ung des Planungsrechts und die Realisie-
rung erfolgten zuerst für den Südteil, dabei wurden vielfältige 
Wohnformen vorgesehen. Das Angebot reicht von geförder-
ten über preisgedämp�e Wohnungen bis hin zu frei�nanzier-
ten Miet- und Eigentumswohnungen. Hervorzuheben ist ein 
Projekt der Gruppe Wohnen in Gemeinscha� e. V, das im 
südlichen Bereich realisiert werden konnte. Im Anschluss 
wurde auch im Nordteil inzwischen ein breit gefächertes 
Spektrum an Wohnungen gebaut, unter anderem geförderte 
Studierendenwohnungen.

	 3

Wohngebiet „Schöffenhöfe“ (Bildnachweis: Landeshaupt-

stadt Düsseldorf, Stadtplanungsamt)

	 4+5

Wohnbebauung „Ulmer Höh“ (Bildnachweis: Landeshaupt-

stadt Düsseldorf, Stadtplanungsamt)

B-Plan/Projektname 03/012 Mindener Straße  
(Schö�enhöfe)

Anzahl WE gesamt 400

Gefördert 83

Preisgedämp� 81

Frei�nanziert 236

Förderquote 40 % (Quote 2013, 20 %/20 %)

Eigentümer:innen/ 
Entwickler:innen

Vivawest

B-Plan/Projektname 01/010 Ulmer Höh Süd

Anzahl WE gesamt 215 

Gefördert 40 

Preisgedämp� 40 

Frei�nanziert 135

Förderquote 40 % (Quote 2016, 20 %/20 %)

Eigentümer:innen/ 
Entwickler:innen

Wohnen in Düsseldorf Auf der 
Ulmer Höh GmbH & Co. KG 
(Dornieden Gruppe)

5
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AUSBLICK
Düsseldorf steht wie viele andere Kommunen vor 

neuen Herausforderungen: Die Änderungen im BauGB zum 
„Bauturbo“ erö�nen zwar Chancen für eine beschleunigte 
Wohnraumscha�ung, verlangen aber gleichzeitig neue Ant-
worten auf die Frage, wie die Scha�ung bezahlbaren Wohn-
raums auch außerhalb klassischer Bebauungsplanverfahren 
gewährleistet werden kann. Der bereits erfolgte Grundsatz-

BEISPIEL VERWEYENSTRASSE
Die Bestandswohnanlage der DWG entsprach hin-

sichtlich Wohnungszuschnitten und energetischen Standards 
nicht mehr den heutigen Ansprüchen. Gleichzeitig fehlt auch 
im Düsseldorfer Norden Wohnraum für unterschiedliche 
Zielgruppen. Au
auend auf einem mehrstu�gen, koope-
rativen Gutachterverfahren wurde ein Bebauungsplan der 
Innenentwicklung nach § 13a BauGB aufgestellt. Die bisher 
zwei- bis dreigeschossige Wohnbebauung wird durch bis zu 
viergeschossige Neubauten ersetzt. Die Wohnanlage weist 
aufgrund der beliebten Lage im grünen Norden der Stadt 
Düsseldorf einen hohen Wohnwert auf. Den Mieter:innen des 
Altbestandes bietet die DWG die Möglichkeit, zu günstigen 
Konditionen in den Neubau einzuziehen. 

beschluss zum „Bauturbo“ legt eine erste wesentliche Grund-
lage dafür (Landeshauptstadt Düsseldorf 2026). Die aktuell in 
Bearbeitung be�ndliche Anpassung der Quotierungsregelung 
des Baulandmodells ist zudem ein weiterer wichtiger Schritt, 
um die Steuerungsfähigkeit der Stadt zu erhalten. Gleichzeitig 
wächst der Druck auf die kommunalen Haushalte, während 
die Mittel der Wohnraumförderung des Landes Nordrhein-
Westfalen perspektivisch nicht unbegrenzt abru
ar sind.

Als wirkungsvolle Stellschrauben für die Zukun� haben die 
Kommunen insbesondere die folgenden drei Handlungs-
ansätze selbst in der Hand: Erstens bleibt die aktive Liegen-
scha�spolitik – etwa durch den Einsatz von Erbbaurechten 
und die gezielte Vergabe städtischer Grundstücke für den 
Wohnungsbau nach Konzeptqualität statt nach Höchstpreis-
gebot – eines der wirksamsten Instrumente, um dauerha� 
preisgünstigen Wohnraum zu sichern. Zweitens gilt es, die 
Kooperation zwischen Stadt und Wohnungswirtscha� wei-
terzuentwickeln: Nur wenn beide Seiten die jeweiligen Rah-
menbedingungen des anderen kennen und gemeinsames 
Verständnis darüber besteht, lassen sich tragfähige Lösun-
gen �nden. Die bisherigen Erfahrungen mit dem Düssel-
dorfer Baulandmodell zeigen, dass dieser Dialog trotz aller 
Spannungen konstruktiv ist. Drittens müssen kommunale 
Instrumente wie zum Beispiel die Quotierungsregelung �e-
xibel genug sein, um auf veränderte Verhältnisse reagieren 
zu können – ohne dabei den Kern des Anliegens, nämlich 
die Sicherung eines sozial gemischten Wohnungsangebots, 
aus dem Blick zu verlieren.

6

	 6

Wohnanlage Verweyenstraße (Bildnachweis: Landeshaupt-

stadt Düsseldorf, Stadtplanungsamt)

	 7

Wohngebiet „Schöffenhöfe“ (Bildnachweis: Landeshaupt-

stadt Düsseldorf, Stadtplanungsamt)

B-Plan/Projektname 05/011 Verweyenstraße

Anzahl WE gesamt 194, davon 100 WE als Ersatz 
für abgerissenen Altbestand 

Gefördert 62 

Preisgedämp� 32 

Frei�nanziert 100

Förderquote 40 % (Quote 2016, 25 %/15 %)

Eigentümer:innen/ 
Entwickler:innen

Düsseldorfer Wohnungsgenos-
senscha� eG (DWG)
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